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                          Graz, 19. September 2026 
 

Klimagesetz Österreich in Begutachtung -  
eine Einordnung 

 
Die österreichische Bundesregierung hat am 18. September das Klimagesetz in Begut-

achtung versandt. Die im August bekannt gegebenen Eckpunkte finden sich darin wieder.  
 

Österreich bekommt damit erstmals ein Klima-„Governance“-Gesetz, wer, wann, und 

wie, für die Einhaltung der nationalen EU-Klimaziele und des nationalen Ziels Klimaneut-
ralität 2040 verantwortlich ist. Betroffen sind die Emissionssektoren in nationaler Ver-

antwortung: Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft, Abfall, sowie Kleinindustrie und Gewerbe 
(somit nicht die im internationalen Wettbewerb stehenden und auf EU-Ebene geregelten 

Unternehmen im europäischen Emissionshandel). Abgedeckt wird zudem Klimawandelan-
passung und Kreislaufwirtschaft.  

 
Der Rahmen wurde geh-setzt, mit dem wir jedoch laufen lernen müssen 

 

In den Sektoren in nationaler Verantwortung ist zur Erreichung des EU-2030 Ziels ab 
2027 jährlich eine Emissionsreduktion von 2,75 Mio. Tonnen CO2-Äquivalenten zu errei-

chen vorgegeben, nach 2030 wird die Reduktion wohl bei jährlich zumindest 2,9 Mio. 
Tonnen liegen müssen. Österreich erzielte in seiner Geschichte eine so hohe Emissions-

einsparung im Vorjahresvergleich bisher überhaupt erst einmal, 2020, damals bedingt 
durch Pandemie und Lockdowns. Mit 2,6 Mio. Tonnen nahe dran an diesem Reduktions-

umfang war Österreich 2022 und 2023 – durch die Energiepreiskrise nach dem Überfall 
Russlands auf die Ukraine und ein Klimamaßnahmenpaket, sowie unterstützt durch war-

me Winter.  

 
Die ansonsten höchsten Emissionseinsparungen (2,1 Mio Tonnen im Jahresvergleich) 

waren jeweils nur möglich, wenn ebenfalls externe Faktoren massiv mitgeholfen hatten: 
vor allem ein jeweils im Vergleich sehr warmer Winter (2007, 2011 und 2014), und 

schwache Konjunktur (2014). 
 

Das Klimagesetz klärt nun, welche Minister(ien) gemeinsam mit den Bundesländern in 
der Steuerungsgruppe vertreten sind, die der Regierung die Maßnahmenpläne („Klima-

fahrplan“) zur Einhaltung der Ziele vorzulegen hat. Erstmals im letzten Quartal 2027, 

nachfolgend sobald die Emissionen vom Umweltbundesamt als über den Zielwerten lie-
gend erkannt werden, in einer drei-Monatsfrist („Korrekturmechanismus“). 

 
Wer bei Zielverfehlung die finanzielle Last in Erfüllung des EU-Sanktionsmechanismus 

(„Transferzahlungen“, Ankauf von Übererfüllung anderer Länder) zu tragen hat, ist in 
einer „gesonderten Vereinbarung“ erst zu klären, sonst gilt der bisher festgelegte Mecha-

nismus: pauschal 20% die Länder, 80% der Bund. 
 

Auffallend ist, dass sich der Bund sowohl die unionsrechtlichen Ziele (Klimaneutralität 

2050) und Zwischenziele (-90% Emissionen bis 2040) setzt (somit das Erreichen des EU-
Klimaneutralitätsziels erstmals in nationaler Gesetzgebung verankert), als auch – im un-

mittelbar folgenden Absatz – sich zu einem strikteren Ziel, zur Klimaneutralität bereits 
2040 bekennt. An letzterem ist auch der Klimafahrplan auszurichten, in dem die konkre-

ten Maßnahmen zur Zielerreichung festzulegen sind. Sanktionsmechanismen sind nur für 
die unionsrechtlichen Ziele – durch die EU – bereits implementiert. Das nationale Ziel 

2040 wird durch den zuvor erwähnten Korrekturmechanismus abzusichern getrachtet. 
 

Die Standortklausel wurde extrem offen ausgestaltet: bei Ereignissen, die besonders gra-

vierende wirtschaftliche oder soziale Folgen nach sich ziehen, sind der Klimafahrplan und 
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das Zieljahr der Klimaneutralität zu evaluieren und allenfalls neu auszuarbeiten. Der Vor-

schlag der Wissenschaft war hier mehr Sicherheit für die Unternehmen zu geben, durch 
Indikator-basierte Auslösung und eine geklärte Rückkehr zum Emissionspfad.  

 
Der Wissensstand wird verbessert werden: erstmals wird für Österreich eine Klimarisiko-

analyse, nach Auswirkungsfeldern des Klimawandels, erstellt, 2028 zu veröffentlichen 

und danach zumindest alle fünf Jahre.     
 

Für Österreich wird somit mit dem Klimagesetz erstmals die Verantwortlichkeit zur Errei-
chung der Klimaneutralität und der Zwischenschritte dafür festgelegt. Ob es gelingt, 

nun die konkreten Maßnahmen politisch zu vereinbaren und in ausreichender 
Stärke umzusetzen um die nunmehr auch nationalgesetzlich festgelegten signifikanten 

Emissionsreduktionen zu erreichen – wie sie in Österreichs Geschichte bisher überhaupt 
nur einmal, damals bedingt durch die Lockdowns im ersten Pandemiejahr 2020, beo-

bachtet werden konnten – ist die große Herausforderung, die bestehen bleibt. Da-

rauf wie groß diese Herausforderung ist, gibt der lange Verhandlungsprozess, insbeson-
dere innerhalb einer der Regierungsparteien, einen deutlichen Hinweis.       

 
Bedenkt man, dass gerade in der Umstellung auf treibhausgasfreie Niedrigtemperatur-

Wärmeerzeugung in Raumwärme und in Industrie und Gewerbe (in der Lebensmittelver-
arbeitung, Oberflächenbearbeitung, Wäschereien, und chemischen Industrie) praktisch 

alle Anlagen aus Österreich kommen, erkennt man schnell, dass dieses Klimaprogramm 
auch ein Stärkungsprogramm für die heimischen Wirtschaft ist. Österreich hat in diesen 

Bereichen schon jetzt eine sehr hohe Exportrate, bei Solarthermie 88%, bei Biomasse-

Feuerungen je nach Jahr bis 91%, bei Wärmepumpen bis zu 69%.  
 

Für den Wirtschaftsstandort Österreich bleibt aus wissenschaftlicher Faktenlage auf 
eine konsequente und innovative Umsetzung zur Erreichung der Ziele des Klimagesetzes 

zu hoffen. In anderen Worten: mögen jene breiten Stärkefelder der österreichischen 
Wirtschaft hier im Zentrum der Diskussion stehen, die allesamt von Klimapolitik profitie-

ren – im Heimmarkt – und dadurch auch im Export stärker werden, und jene, die aus 
eigener Kraft die Umstellung nicht schaffen, durch Ordnungspolitik unterstützt werden. 

 

Am Beispiel eines österreichischen Logistikunternehmens festgemacht, das konsequent 
seine gesamte LKW-Flotte (auch für den Fernverkehr) auf E-LKW umstellt: es materiali-

siert jährlich bedeutende Gesamtkosteneinsparungen, es hatte deutliche Kostensenkun-
gen bereits ohne die aktuellen hohen Dieselpreise. „Man muss es nur tun“. 

 
Begibt sich Österreich auf den Emissionsreduktionspfad dieses Klimagesetzes, senkt es 

zugleich wesentlich seine nach wie vor hohe wirtschaftliche Verletzbarkeit vieler Unter-
nehmen und Haushalte gegenüber fossilen Energiepreissprüngen. Es wären dann keine 

Diskussionen um Strompreis- oder Spritpreisbremse mehr erforderlich, es würden auch 

keine budgetären Belastungen für Staat und Privathaushalte daraus mehr erwachsen.  
 

Das ist die Perspektive dieses Gesetzes. Noch dürfte viel Überzeugungsarbeit im Land 
erforderlich sein, damit dieses Ziel ein gemeinsames im Land wird.    

      
 

Kontakt für Rückfragen: 

Univ.-Prof. Dr. Karl Steininger 
Wegener Center für Klima und Globalen Wandel, Universität Graz 
Tel 0664-8463147,     
karl.steininger@uni-graz.at   

mailto:karl.steininger@uni-graz.at
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Einordnung der Eckpunkte der Einigung im Ministerrat am 21. August durch das 

Wegener Center vom 22. August 2026:  
 

Die österreichische Bundesregierung hat – nach über 5 Jahren ohne national gesetzlich 
verankertes Klimaziel – am 21. August Einigung über ein Klimagesetz erzielt. Zentrale 

Aspekte desselben und eine Einordnung: 

 
(1) Klimaneutralität wird (wie auch im aktuellen österreichischen Nationalen Ener-

gie- und Klimaplan (NEKP, 2024)) auf jene Wirtschaftssektoren bezogen, die 
im EU Rahmen in nationaler Verantwortung stehen, also auf Verkehr, Ge-

bäude, Kleinindustrie und Gewerbe, Landwirtschaft und Abfall. Der verbleibende 
Bereich (Anlagen im EU Emissionshandel) ist im EU Recht derzeit geregelt bis 

2040 klimaneutral zu sein, aktuell wird ein Vorschlag der EU Kommission mit Rat 
und Parlament abgestimmt, diesen Reduktionspfad zeitlich auszudehnen (bis 

2048). 

 
Damit ist die Diskussion um potentiellen Verlust von Wettbewerbsfähigkeit sehr 

wirkungsvoll beantwortet. Die Sektoren in nationaler Verantwortung sind weitge-
hend gut von Importen geschützt (z.B. wird eine Taxi-Dienstleistung vor Ort 

nachgefragt, nicht importiert), wodurch in diesen Sektoren striktere Klimapolitik 
überwiegend die nationale Wertschöpfung steigert: Hier führt eine national ambi-

tioniertere Klimapolitik meist, insbesondere wenn sie über Innovationspolitik läuft, 
zu nationalen Innovationen und einem learning by doing, das oft auch Erfahrun-

gen in Produkten generiert, die dann zum Exporthit werden. Stichworte österrei-

chische Fassadentechnik, Energietechnik, Maschinenbau, u.v.m..  
 

(2) Schadet oder hilft Klimapolitik dem Wirtschaftsstandort?        
Klimapolitik wirkt über mehrere Kanäle den nationalen Output, Nachfrage und Be-

schäftigung erhöhend: 
- Wenn sie in einer Rezession zusätzliche Investitionen auslöst, so erhöht sie 

dauerhaft und zusätzlich den nationalen Kapitalstock, trägt dauerhaft zu mehr 
Produktivität bei. 

- Der Übergang zu heimisch erneuerbarer Energie erhöht – da diese hoch kapi-

talintensiv ist – überproportional den Kapitalstock im Land, und damit wieder 
dauerhaft die nationale Produktivität. 

- Durch den Ersatz fossiler Importe durch heimische Wertschöpfung steigt letz-
tere. 

- Klimaneutrale Technologien sind meist jene mit höherem Innovationspotenzial 
und höherer Fortschrittsrate, was ebenfalls die Produktivität erhöht 

- Länder, die genau in diesen Technologien Spezialisten werden, gewinnen darin 
auch Exportstärke 

 

Je nachdem wie Klimapolitik ausgestaltet wird, kann sie auch mit Wettbewerbs-
nachteilen verbunden sein, insbesondere in energieintensiven außenhandelsorien-

tierten Sektoren. Dies steht den obig genannten und die Wertschöpfung erhöhen-
den Effekten entgegen. Nachdem Österreich sein Klimaneutralitätsziel nun nicht 

auch auf die dem Europäischen Emissionshandel unterworfenen Sektoren bezieht, 
die jene Sektoren umfassen, die primär in internationalem Wettbewerb stehen, 

wird der Standort nicht geschwächt, sondern ganz im Gegenteil gestärkt.   
 

Eine in jüngster Zeit vielfach erwähnte quantitative Untersuchung für Österreich 

untersucht den Fall, dass Klimaneutralität – anders als die Definition im nunmeh-
rigen österreichischen Klimagesetz – auch die Sektoren umfasst, die dem europäi-

schen Emissionshandel unterworfen sind (und damit jene Sektoren in denen diese 
Wettbewerbsnachteile wesentlich sein können). Diese Studie untersucht das Po-

tential solcher Wettbewerbsnachteile und modelliert ein unilateral ambitionierteres 
(früheres) Klimaneutralitätsziel, und bildet somit *nicht* alle obig genannten posi-

tiv wirkenden Effekte im Detail mit ab. Diese Studie der EcoAustria quantifiziert 
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für diesen Fall einen BIP Verlust von bis zu 1,7% bzw. 2,6% im Jahr 2040 (in zwei 

Szenarien), in jeweils geringer Ausprägung in den Jahren davor und danach.   
 

Bezieht man hingegen auch die positiven Rückwirkungen mit ein und bezieht Kli-
maneutralität wie nun im Klimagesetz nur auf jene Sektoren, die außerhalb des 

europäischen Emissionshandels liegen, wird schnell sichtbar, dass es für die Be-

stimmung der Auswirkungen auf nationale Wertschöpfung und Beschäftigung 
- um die Art der Ausgestaltung der Klimapolitik geht    

- die Wettbewerbsvorteile in diesen Sektoren jedenfalls stärker wiegen dürften 
als die Wettbewerbsnachteile – so jedenfalls die bisherige Erfahrung (Stich-

wort Erfolg der exportstarken österreichischen Umwelttechnologie) 
- um die Art der Verwendung der Mehreinnahmen aus Transfers an Österreich 

aus anderen Ländern für eine Übererfüllung der nationalen Ziele geht 
 

Wird die Politik etwa so ausgestaltet (oder die Einnahmen aus letzteren Transfers 

dafür genutzt), einen Stärkebereich Österreichs weiter auszubauen, die Kreislauf-
wirtschaft, so führt Klimaneutralität allein daraus zu einer *Erhöhung* der natio-

nalen Wertschöpfung um 0,5 bis 0,7% und einer noch stärkeren Erhöhung der 
Beschäftigung.   

 
Kurz: Klimapolitik kann genau so gestaltet werden, dass sie Wettbewerbsfähig-

keit, Wirtschaftsstandort, und nationale Wertschöpfung stärkt – ja in vielen tech-
nologieaffinen Feldern stellt sie die bedeutendste Grundlage dafür dar, die es nicht 

zu missen gilt.   

 
(3) Standortklausel 

Im Zuge der Einigung wird von einer Standortklausel berichtet, die im Falle ange-
spannter volkwirtschaftlicher Indikatoren eine Überarbeitung des Klimafahrplans 

vorsieht, dann ausgerichtet allein an den unionsrechtlichen Verpflichtungen Öster-
reichs.  

 
Österreich wäre gut beraten, gerade in wirtschaftlich problematischen Zeiten, 

nicht auf die im vorigen Punkt erwähnten Wertschöpfungsimpulse aus der 

Klimapolitik zu verzichten, sondern gerade dann eine Standort-fördernde Politik zu 
betreiben.    

 
Vor allem wäre wichtig, die Planungssicherheit für Unternehmen nicht zu unter-

graben, weder durch eine Willkürlichkeit solcher Klauseln, noch – falls sie einge-
richtet werden – durch einen Nicht-Ausgleich, vielmehr wäre ein Ausgleich vorzu-

sehen (stärkere Emissionsreduktion in nachfolgenden Zeiten), der damit vor allem 
Verlässlichkeit für die unternehmerischen Investitionsentscheidungen schafft, zu-

gleich auch die Einhaltung des nationalen Treibhausgasbudgets gewährleistet.   

    
(4) Klimafahrplan 

Das Klimagesetz verpflichtet zu einem Fahrplan mit Sektorzielen, Maßnahmen, 
Verantwortlichkeiten und Zeitplänen.  

 
Will Österreich noch eine Chance haben, seine unionsrechtlich vereinbarten Klima-

ziele 2030 nicht massiv zu verfehlen, ist eine frühere Beschlussfassung des ersten 
Klimafahrplans als erst bis Jahresende 2027 hoch anzuraten.  

 

(5) Korrekturmechanismus 
Wenn der tatsächliche Emissionspfad vom Zielpfad abweicht hat das Steuerungs-

gremium (fachlich aus der Verwaltung des Bundes und der Länder, politisch aus 
den Minister:innen und dem/der Vorsitzenden der Landeshauptleutekonferenz) ei-

ne Anpassung des Klimafahrplans (Zusatzmaßnahmen) vorzulegen zum Beschluss 
durch die Bundesregierung. 
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Wenn Österreich ein gemeinsames Zukunftsbild der Klimaneutralität entwickelt 

hat, dürfte das Bestreben, dieses jedenfalls umzusetzen eine solche Maßnahmen-
überarbeitung durchtragen – auch zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes. 

 
(6) Wissenschaftlicher Beirat 

Dieses unabhängige Gremium spricht Empfehlungen für die zu erstellenden Pläne 

(Treibhausgasminderung, Klimawandelanpassung, Senkenaufbau) und insbeson-
dere Maßnahmen aus. 

 
Aus internationalen Erfahrungen (z.B. dem Climate Change Council in Großbritan-

nien, das dort 2008 am Parlament eingerichtet wurde) ist ableitbar, dass die gute 
Konstruktion mit einem solchen Gremium noch gestärkt werden könnte, wenn die 

Regierung Abweichung von dessen Empfehlungen begründen muss („comply or 
explain Regulativ). 

 

(7) Interaktion mit dem Bundesbudget 
Das Klimagesetz verankert, dass Maßnahmen innerhalb des Bundesfinanzrahmens 

zu gestalten sind, bzw. innerhalb des Korrekturmechanismus Einvernehmen über 
auch neue Budgets herzustellen ist.  

 
Eine – im Klimafahrplan festlegbare – regelmäßige Sequenz wäre hier empfeh-

lenswert, wie sie in Schweden bereits gesetzliche Praxis ist: jeweils ein halbes 
Jahr vor der Budgeterstellung wird die Zielkonformität der Treibhausgasemissio-

nen überprüft, sodass bei Abweichungen der Emissionen in der Budgeterstellung 

bereits die Finanzmittel der zur Korrektur notwendigen Maßnahmen verfügbar 
gemacht werden können. 

 
(8) Anpassung an den Klimawandel 

Durch das Klimagesetz veranlasst wird auch die Klimawandelanpassung in Öster-
reich weiterhin regelmäßig ausgearbeitet und evaluiert.  

 
Bei nachträglichen Soforthilfen ist empfehlenswert sie so zu gestalten, dass Anrei-

ze für Investitionen zur Vermeidung von Klimafolgeschäden gestärkt werden (die 

Soforthilfen also nicht losgelöst von diesen erfolgen und sie damit unterwandern 
würden).    

  
(9) CO2 Speicherverbot Aufhebung 

Zeitgleich mit dem Klimagesetz wird nun diese in der Österreichischen Carbon 
Management Strategie (Ministerratsbeschluss aus dem Juni 2024) vorgesehene 

Aufhebung ausgearbeitet und in die Begutachtung gesandt. 
 

Für die langfristig dringlich erforderliche Kohlenstoff-Kreislaufwirtschaft ist diese 

Aufhebung essentiell, vor allem sie zeitnah durchzuführen, und den weiteren 
Rahmen dafür vorzugeben, um den Unternehmen in Österreich, die hier internati-

onal führend sein können (und nur mehr auf diesen Rahmen warten) diese weiter 
Entwicklung (und aktuell noch Vorreiterrolle) zu ermöglichen.  

 
     (10) Bodenschutz  

Für viele Bereiche zentral (Gesundheit, Extremwetterfolgenminderung, Verkehrs-
gestaltung, landwirtschaftliche Produktion, ….) ist auch diese Materie voranzutrei-

ben parallel zum Klimagesetz nun wieder auf der Agenda. 

 
Wie Institutionen wie die Hagelversicherung beständig uns hinweisen: Österreich 

hat hier dringenden und großen Bedarf. Es geht darum Neuentwicklungen auf bis-
her unverbauten Flächen sehr wohl zu ermöglichen, jedoch jeweils ausgleichend 

Entsiegelung woanders vorzusehen – zur Erhöhung der Lebensqualität in ganz Ös-
terreich. 

 


